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A. Zur Kritik am Rechtsschutz im Strafvollzug

Der Kritik am Rechtsschutz im Strafvollzug muß ich in vielen Einzelheiten 
zustimmen, ohne jedoch deshalb zu denselben Folgerungen zu gelangen: 
„rechtsverkürzend, rechtshemmend, höchst abschreckend, letztlich also 
eigentlich ... verfassungsrechtlich bedenklich". Richtig allerdings ist, 
daß der dem Strafgefangenen eröffnete Rechtsweg in der Tat wenig 
,,bedienungsfreundlich" ist. Das zeigt einmal die große Zahl der Anträge, 
die an Formvorschriften scheitern. Für den Gefangenen ist es zudem 
besonders enttäuschend, daß er das Gericht, die Strafvollstreckungskam­
mer, in diesem Verfahren kaum einmal zu sehen bekommt, und deshalb 
sein Anliegen nicht mündlich vortragen kann. Die Einschränkung der 
Kontrolle des Verwaltungsermessens und die revisionsähnliche Ausge­
staltung des Rechtsbeschwerdeverfahrens bleiben Nicht-Juristen meist 
unverständlich. 1 So vermag die Rechtsprechung in Strafvollzugssachen 
den Gefangenen nicht die Erfahrung zu vermitteln, daß sie im Konflikt mit 
der Anstalt nach Gesetz und Fairneß behandelt werden. Dieses enttäu­
schende Erlebnis kann die Motivation zu künftigem Legalverhalten 
schwer beeinträchtigen. 

1. Für die geringe statistische Erfolgsquote2 der Anträge auf gerichtliche
Entscheidung nach§ 109ff. StVollzG sind- stärker noch als manche von
dem Referenten aufgezählten Gründe - folgende Gegebenheiten ursäch­
lich:

a) Die Anstalt kennt nicht nur das Vollzugsrecht und die Technik juristischer
Argumentation, sie hat auch Erfahrungen im Umgang mit „ihrer" Strafvollstrek­
kungskammer und wird es, wenn sie ein Unterliegen bei Gericht voraussieht, nicht
zu einem gerichtlichen Verfahren kommen lassen. Niemand schließlich verliert
gern einen Prozeß.

b) Soziale Probleme kann der Gang zum Gericht nicht lösen. Ein Gefangener, der
Urlaub haben möchte, braucht tragfähige soziale Kontakte, eine Urlaubsadresse,
wie das im Knastjargon heißt. Möchte er - als weiteres Beispiel - ein freies
Beschäftigungsverhältnis (§ 39 StVollzG) eingehen, so braucht er einen zur
Einstellung bereiten Arbeitgeber, den er aber nur finden wird, wenn er ein fachlich
und persönlich hinreichend qualifizierter Mitarbeiter ist. In beiden Fällen kann das
Gericht, wenn diese Voraussetzungen fehlen, nicht Abhilfe schaffen.

2. Die Ausführungen des Referenten, daß er selbst und andere Gefangene
- freilich unter Aufbietung zäher Anstrengungen - beachtliche Erfolge
erzielt haben, unterstreiche ich. Sie beweisen, daß es um den Rechtsschutz
im Gefängnis doch nicht ganz so schlecht bestellt ist. Ich erinnere hierzu
nur an die Handhabung der Urlaubsvorschriften und dabei besonders an
die Berechnung des Urlaubskontingents. Die Landesjustizverwaltungen
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hatten hier den Versuch gemacht, die Praxis der Anstalten restriktiv zu 
steuern. Sie sind in zahlreichen Fällen von der Rechtsprechung korrigiert3 

worden. - Geradezu peinlich war die kleinliche Regelung der Verwal­
tungsvorschriften zur urlaubsähnlichen Freistellung von der Arbeits­
pflicht4 nach § 42 StVollzG, die ebenfalls von der Rechtsprechung 
mehrfach beanstandet wurde. Die Verwaltungsvorschriften zu den ent­
sprechenden Gesetzesvorschriften sind geändert worden. 

3. Außenstehenden muten die Gerichtsentscheidungen über Einzelfragen
der Zellenausstattung -der Referent nannte Beispiele -oft kleinlich, ja
grotesk an. Der Streit um die vom Referenten diskutierte Zulassung von
Rundfunkempfängern mit UKW-Teil ist ein Beispiel für den schwer
nachvollziehbaren Starrsinn der Justiz.5 Die Streitigkeiten um Gegen­
stände des täglichen Gebrauchs müssen jedoch auf ihrem Lebenshinter­
grund gesehen werden. Der Außenstehende denkt sich, wenn er eine
solche Entscheidung liest, eine kahle Zelle mit nur den nötigsten Einrich­
tungsgegenständen. Das Problem im Anstaltsalltag ist dagegen die
,,überladene", mit Hausrat, Bastelmaterial, Büchern und Akten vollge­
stopfte und deshalb praktisch nicht mehr auf Sicherheit zu kontrollierende
Zelle. Der streitbefangene Gegenstand kann dann der Tropfen sein, der
das Faß-nach Auffassung der Anstalt- überlaufen läßt. In einem solchen
Fall habe ich mich als Leiter der Widerspruchsbehörde ( die im Vorverfah­
ren über den Widerspruch zur Eröffnung des Gerichtswegs zu entscheiden
hat-§ 109 Abs. 3 StVollzG) einmal bereit gefunden, die Ablehnung der
Aushändigung eines Federkissens im doppelten Aktenformat, die vom
Anstaltsleiter gegen die Empfehlung des Anstaltsarztes verfügt worden
war, zu bestätigen.

Die meisten Streitfälle dieser Art ließen sich vermeiden, wenn es den 
Anstalten gelänge, individualisierend zu entscheiden, wie das Strafvoll­
zugsgesetz es verlangt. Doch hat die Vollzugsanstalt eine schier unaufhalt­
same Tendenz zur Gleichmacherei. Wenn einzelne Gefangene, deren 
Zuverlässigkeit unbestritten ist und die einsichtige Gründe geltend 
machen, die Aushändigung einer elektrischen Schreibmaschine oder eines 
Computers erreichen, so würden sich diese Gegenstände im Gefängnis fast 
unbeschränkt ausbreiten und in Einzelfällen Sicherheitsprobleme aufwer­
fen. Aus diesem Grunde hat die Bestätigung der Ablehnung der Aushändi­
gung eines Computers durch das OLG Hamm6 in der Praxis Erleichterung, 
nicht aber Triumphgefühle ausgelöst. Die Praxis ist sich der Problematik 
der Entscheidung durchaus bewußt. 

4. Die Kritik des Referenten gegen den aufsichtsbehördlichen Zustim­
mungsvorbehalt bei Lockerungsentscheidungen unterstütze ich wie­
derum. Die Entscheidung über die Fragen der Deliktgefahr und der
Mißbrauchsgefahr (§ 10 Abs. 1 StVollzG) kann die Anstalt, die den
Gefangenen aus dem täglichen persönlichen Kontakt kennt, sachgemäßer
und zuverlässiger treffen als die Aufsichtsbehörde, die zwangsläufig nach
Aktenlage entscheiden muß. In Einzelfällen von besonderer politischer
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Bedeutung, bei nationalsozialistischen Gewalttätern und Tätern aus dem 
Terrorismusbereich zum Beispiel, halte ich einen Zustimmungsvorbehalt 
für vertretbar. Mich verwundert jedoch, daß die Rechtsprechung umfas­
sende Zustimmungsvorbehalte, wie sie in manchen Bundesländern beste­
hen, bisher nicht beanstandet hat.7 Die große Zahl der vorlagepflichtigen 
Fälle führt, wie ich meine, zu einem Qualitätssprung. Der Anstaltsleiter ist 
dann in einem Kernbereich seiner Verantwortlichkeit nicht mehr selbstän­
dig; er ist in einem wichtigen Bereich entmündigt und hat fremde 
Entscheidungen zu vertreten. Der Erfolg gibt solchen Vorbehaltsregelun­
gen zwar nicht recht, aber doch eine gewisse Legitimation. Die Zahl der 
schwerwiegenden Lockerungsverstöße soll in den Bundesländern mit 
einer solchen Regelung zurückgegangen sein. In Nordrhein-Westfalen ist 
jedenfalls im Jahre 1990 erstmals die Zahl der Beurlaubungsfälle bei 
steigenden Gefangenenzahlen kleiner geworden. 7• Der von der Regelung 
erstrebte Erfolg wird also - so muß ich schließen - mit einer erhöhten 
Anzahl von false positives erkauft. Offenbar lehnen die Anstalten die 
Beurlaubung von Gefangenen ab, die sie vor der Vorbehaltsregelung 
beurlaubt hätten. Denn die Zahl der Zustimmungsverweigerungen durch 
die Aufsichtsbehörden ist gering. Wahrscheinlich entscheiden die Anstal­
ten restriktiver, sei es, daß sie die Mühe der Berichtsvorlage oder die 
mögliche Zurückweisung ihres Lockerungsvorschlags scheuen. 

B. Der VoIJstreckungsrichter als Mediator

Die Erkenntnis, daß die Gefangenen mit förmlichen Rechtsbehelfen ihre 
Lage nur selten beeinflussen können, läßt nach Alternativen suchen. 
Neben dem aus Skandinavien bekannten Ombudsman8 käme dafür auch 
der Vollstreckungsrichter in Frage, wenn er den Gefangenen als Antrag­
steller anhören und den Konfliktfall mit einem Vertreter der Anstalt 
erörtern würde, um so auf eine Beilegung des Streits hinzuwirken. In 
diesem Zusammenhang weise ich immer wieder auf die guten Erfahrungen 
hin, die wir im Vollzug des Landes Nordrhein-Westfalen mit den 
Beauftragten des Petitionsausschusses des Landtags (Art. 41 a 
L VerfNRW) gemacht haben. Die überwiegende Mehrzahl aller Gefange­
nen-Petitionen wird danach im Gespräch erledigt, das Beamte des 
Landtags, seltener einzelne Abgeordnete als Mitglieder des Petitionsaus­
schusses, mit den Petenten und Beamten der Anstalt führen.9 Klagen über 
einen Mangel an Vergleichsbereitschaft der Anstalten habe ich nicht 
gehört; hin und wieder sind mir problematische Zugeständnisse von 
Anstaltsleitern bekannt geworden. 

1. Trotzdem - die negativen Erfahrungen bei Versuchen mit Mediation in
der Justizvollzugsanstalt Werl müssen zur Kenntnis genommen werden,
auch wenn sie für mich eine Enttäuschung sind. Doch ist diese Anstalt und
das ihr zugeordnete Gericht nur ein Beispiel und deshalb kein ausreichen­
der Beweis, daß Mediation im Strafvollzug ganz allgemein nicht gelingen
könnte. Ich habe mich deshalb gefragt, was ich als Anstaltsleiter tun
würde, um Mediation zum Erfolg zu verhelfen.
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a. Zunächst würde ich alle Anhörungsverfahren nach§ 109ft. StVollzG und die
wichtigen Anhörungen zur Vorbereitung der vorzeitigen Entlassung(§§ 57, 57 a,
StGB) selbst wahrnehmen. Eine streng hierarchisch aufgebaute Organisation läßt
sich nur von der Spitze her verändern. Der Anstaltsleiter selbst kann auch am
ehesten im Vergleichsgespräch nachgeben, ohne daß dadurch der Eindruck
entsteht, der Gefangene sei der Sieger und die Anstalt die Verliererin. Das ist aber
kein Grund, das Rad der Entwicklung, nach der heute auch im Gefängnis
Zuständigkeiten von der Spitze an die Basis oder wenigstens in den mittleren
Führungsbereich verlagert worden sind, zurückzudrehen. In Nordrhein-Westfa­
len haben wir mit der sogenannten Mandats-RV gute Erfahrungen gemacht. 10 Sie
gibt den Gefangenen einen (Teil-)Anstaltsleiter zum Anfassen, den sie öfter sehen
und den sie leichter ansprechen können. In Konfliktfällen, die zum Gericht
gegangen sind, aber ist der Anstaltsleiter selbst aufgerufen. Er sollte die
Vertretung in diesen Fällen nicht nachgeordneten Beamten überlassen. Auf eigene
Erfahrungen kann ich mich für diesen Bereich allerdings nicht berufen, jedoch auf
Erfahrungen in einer vergleichbaren Situation. Als Leiter des Vollzugsamts habe
ich den Mitarbeitern im Rahmen meiner allgemeinen Richtlinien viel Selbständig­
keit eingeräumt. Das galt besonders für den sensiblen Bereich der Personalsachen.
Der Leiter kann unmöglich jede der jährlich zu mehreren Tausenden anfallenden
Personalentscheidungen kritisch nachvollziehen. Kommt es aber zum Konflikt von
Dienststelle und Personalvertretung, dann sollte er sich der Sache persönlich
annehmen. So habe ich die nach dem Pesonalvertretungsgesetz vorgeschriebenen
Erörterungen mit dem Bezirkspersonalrat stets selbst geführt und dabei manchmal
nachgegeben und oftmals einen Vergleich im Sinne von Mediation geschlossen.

b. Außerdem würde ich die Strafvollstreckungskammer einladen, alle Anhörungs­
termine in der Anstalt abzuhalten. Dazu muß die Anstalt das Gericht freilich
verlocken, in dem sie den Richtern einen zweckmäßig eingerichteten, würdigen
Raum zur Verfügung stellt. In der Anstalt können die mit den betroffenen
Gefangenen und mit dem Einzelfall am besten vertrauten Mitarbeiter erforderli­
chenfalls binnen kurzer Frist herbeigerufen werden, wodurch die „Hierarchisie­
rung" der Anhörung durch die Anwesenheit des Anstaltsleiters wieder gemildert
wird. Eine Zellenbesichtigung könnte dann zum Beispiel zu folgendem Vergleich
führen: Der Gefangene gibt einen Karton mit Büchern zur Habe und erhält im
Gegenzug die beantragte Gitarre. Erwünschte Nebenwirkung dieser Art des
Umgangs der Menschen miteinander und mit dem Konflikt ist die dabei entste­
hende größere soziale Nähe, die bekanntlich Sympathie erzeugt und ein Klima der
Zusammenarbeit im Interesse der Gefangenen - nicht im Sinne eines Komplotts
der Juristen gegen die Gefangenen - herbeiführt.

2. Mit diesen Überlegungen plädiere ich für weitere Bemühungen um
Mediation, die 'freilich auch zur Voraussetzung hat, daß dem Richter
ausreichend Zeit für die Anhörungstermine zur Verfügung steht. 1

1 Die
vom Referenten in seiner Dissertation empfohlene Gesetzesänderung12 

allein kann diese Veränderung der Praxis nicht bewirken. So reicht die
Festlegung einer Verpflichtung der Anstalt zur Teilnahme an dem
Anhörungstermin, wie vom Referenten vorgeschlagen(§ 115 Abs. 1 S. 2
StVollzG), nicht aus; es kommt darauf an, daß ein mit der Sache gut
vertrauter und zu Entscheidungen befugter und bereiter Vertreter der
Anstalt, regelmäßig also deren Leiter, erscheint. Demgegenüber halte
ich den weiteren Vorschlag einer gesetzlichen Verpflichtung zum Bemü­
hen um eine einvernehmliche Regelung (§ 115 Abs. 5 StVollzG) für
sinnvoll, weil manchen Beamten ein solches Bemühen fernliegt. Sie
meinen, mit der Abgabe einer Stellungnahme zum Streitfall ihre Pflicht
getan zu haben: Nun sei es Sache des Gerichts, zu entscheiden und der
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Verwaltung die Verantwortung für den Ausgang der Sache abzu­
nehmen. 

Der Verzicht auf das Erfordernis der Spruchreife(§ 115 Abs. 2,4StVollzG) 
erscheint mir dagegen problematisch. Zwar verstehe ich die Enttäuschung 
der Gefangenen gut, die mit ihrem Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zwar die Feststellung eines Rechtsfehlers erreicht haben, deren „vorläufi­
ger Erfolg" aber nur ein Anspruch auf Neubescheidung ist. Um von 
Gerichts wegen die Spruchreife herbeizuführen, müßte der Richter 
künftig in vielen Fällen umfangreiche Beweise erheben, im Falle der 
Urlaubsablehnung allein aus dem Gesichtspunkt der Fluchtgefahr zum 
Beispiel zur Frage der Eignung der „Urlaubsanschrift" ( vgl. Nr. 5 Abs. 1 
VV zu § 13 StVollzG) und zur Mißbrauchsgefahr. Außerdem sind hier 
grundsätzliche Bedenken zu diskutieren. Wenn das Gesetz das Gericht 
verpflichten würde, künftig an Stelle der Anstalt das Ermessen auszuüben, 
so wäre das ein tiefer Eingriff in die dem Verwaltungsrechtsverfahren 
nachgebildete Dogmatik des Rechtswegs in Strafvollzugssachen. Ich bin 
nicht der Meinung, daß diese Strukturen Anspruch auf Bestand für alle 
Zeiten haben, doch müssen so eingreifende Änderungen gründlich 
erwogen und abgestimmt werden. 

3. Zum Schluß ein Beispiel, wie das Verfahren nach§ 109ff. StVollzG­
gewiß nicht nur auf seiten der Vollzugsverwaltung - mit emotionalen
Vorbehalten und Ängsten belastet ist:

Das Justizvollzugsamt Rheinland ist in die Reihe der renitenten Vollzugs­
behörden13 eingereiht worden, weil es die Anträge der Anwälte eines 
Gefangenen auf Einsicht in die Krankenunterlagen in einem außerordent­
lich komplizierten Amtshaftungsverfahren zögerlich behandelte. Am 
Ende wurde das Amt verpflichtet, den Anwälten einen umfangreichen 
Auszug aus den Krankenunterlagen in Form von Fotokopien zur Verfü­
gung zu stellen. Dieser Aktenauszug wurde auch gefertigt, doch erhielten 
die Anwälte infolge eines Büroversehens statt der Fotokopien die 
vollständigen mehrbändigen Krankenakten selbst. Im Amt herrschte 
wegen dieses Fehlgriffs große Verlegenheit, und es gab viele Spekulatio­
nen, was den Akten alles geschehen könne. Ergebnis: Nach kaum mehr als 
zwei Wochen kamen die Akten wohlbehalten zurück. 

Anmerkungen: 

(1) M. Walter, Strafvollzug, 1991, RZ 431, 424.
(2) Kaiser/Kerner/Schöch, Strafvollzug, 4. Aufl., 1992, § 8 RZ 41: 2-3%.
(3) freilich nicht in allen Fällen, doch hat die Rechtsprechung klargestellt, daß
„eine generalisierende Anwendung der Verwaltungsvorschriften ohne besondere
Prüfung und Begründung des Einzelfalls rechtswidrig ist" (Calliess/Müller-Dietz,
Kommentar StVollzG, 5. Aufl., 1991, § 13 RZ 8). -
(4) AK StVollzG, Däubler/Pecic, 3. Aufl., 1990, § 42 RZ 20.
(5) Heute ist der Anspruch des Gefangenen auf Aushändigung eines Hörfunkgerä­
tes mit UKW-Teil unbestritten: AK Huchting/Lesting, § 69 RZ 6.
(6) NStZ 1990, 304.
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(7) Zum Einfluß der Aufsichtsbehörden auf die Entscheidungen der Justizvoll­
zugsanstalten ausführlich: AK Volkart, § 115 RZ 58-65.
(7a) 1989: 101715, 1990: 94663, 1991: 86820, NRW Justiz in Zahlen, IM NRW

1992.
(8) Plädoyer für eine solche Einrichtung bei Kaiser/Kerner/Schöch, § 18 RZ 5: ,,Im
Idealfall würde nach dem Vorbild des in Skandinavien bekannten Ombudsman
eine offiziell anerkannte Einrichtung bestehen, die schwerpunktmäßig auf das
Vollzugswesen ausgerichtet wäre und sich ständig um Verbesserungen bemühte."
Für die Niederlande vgl. a.a.O. § 2 RZ 81.
(9) K. P. Rotthaus, Die Rechtsberatung der Gefangenen im Justizvollzug, NStZ
1990, 164ff. (169).
(10) Rotthaus, in: Schwind/Böhm, Kommentar StVollzG, 2. Aufl. 1991, § 156 RZ
5. 
(11) Zur Minderbewertung der richterlichen Tätigkeit in Strafvollzugssachen
durch den sogenannten Pensenschlüssel: R. Northoff, Strafvollstreckungskammer
-Anspruch und Wirklichkeit, ZfStrVo 1987, 207ff.
(12) U. Kamann, Gerichtlicher Rechtsschutz im Strafvollzug, 1991, S. 353.
(13) Lesting/Feest, Renitente Vollzugsbehörden, ZRP 1987, 390ff.
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